
	Außergewöhnliche Belastungen – 
Steuerliche Berücksichtigung pflegebedingter Aufwendungen


Siehe auch „Behinderte Personen – Steuervorteile und sonstige Vergünstigungen“
I.
Rechtliche Grundlagen

Aufwendungen, die durch eine bestehende Pflegebedürftigkeit des Mandanten/der Mandantin verursacht sind, können grundsätzlich steuerlich geltend gemacht werden. Die Berücksichtigung kommt dabei sowohl nach § 33 EStG als auch nach § 33b EStG in Betracht. Allerdings besteht zwischen diesen beiden Vorschriften eine Konkurrenz, die jeweils nach den Verhältnissen des Einzelfalls zu lösen ist. Hierbei kommt es neben außersteuerlichen Voraussetzungen maßgeblich auf die Höhe der Aufwendungen an.

Nach § 33b EStG können Behinderte, die hilflos sind, und Blinde den erhöhten Behinderten-Pauschbetrag von 3.700 € (ab Veranlagungszeitraum 2021: 7.400 €) in Anspruch nehmen. Der Nachweis der Hilflosigkeit muss dabei über § 65 Abs. 2 Satz 2 EStDV durch 

–
einen Ausweis nach dem SGB IX, der mit den Merkzeichen „Bl“ oder „H“ gekennzeichnet ist,

–
eine Bescheinigung der nach SGB IX zuständigen Behörde, die eine Äußerung darüber enthält, ob die Behinderung zur dauerhaften Einbuße der körperlichen Beweglichkeit geführt hat oder auf einer typischen Berufskrankheit beruht, oder

–
einen Rentenbescheid oder einen andere laufende Bezüge nachweisenden Bescheid

geführt werden. Dem Merkzeichen „H“ steht ab 2017 die Einstufung als Schwerstpflegebedürftiger in die Pflegegrade 4 und 5 gleich. Dies ist durch Vorlage des entsprechenden Bescheids nachzuweisen.

Alternativ können allerdings auch die tatsächlichen Kosten über § 33 EStG geltend gemacht werden, wobei die zumutbare Eigenbelastung zu berücksichtigen ist. Hinsichtlich des Nachweises der Pflegebedürftigkeit ergeben sich insoweit keine Änderungen.

Der Behinderten-Pauschbetrag umfasst nur die laufenden typischen Kosten der Behinderung. Hierzu gehören die behinderungsbedingten Mehraufwendungen für die erforderliche Hilfe bei den gewöhnlichen, regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege und für den erhöhten Wäschebedarf. Diese Mehraufwendungen lassen sich konkret nur schwer belegen. Der Behinderten-Pauschbetrag dient daher hier der Vereinfachung.

Alle übrigen behinderungsbedingten Mehraufwendungen können neben dem Pauschbetrag zusätzlich steuermindernd geltend gemacht werden (vgl. R 33b Abs. 1 Satz 4 EStR, § 33 EStG). Hierzu zählen: Arzneimittelkosten, Arztkosten, Kosten für einen Blindencomputer, Fahrtkosten für Arztbesuche etc., Führerscheinkosten für ein schwer gehbehindertes Kind, Kurkosten [soweit zwangsläufig], Operations​kosten, Kosten für Prothesen, Kosten eines Treppenlifts, Umbaukosten eines Hauses/Autos [soweit nur vom Behinderten nutzbar]).
Mandanten, die die Voraussetzungen für den erhöhten Behindertenfreibetrag von 3.700 € (ab Ver​anlagungszeitraum 2021: 7.400 €) nicht erfüllen und nach den Merkmalen des Pflegeversicherungsgesetzes lediglich in die Pflegegrade 1, 2 oder 3 eingestuft worden sind, können hingegen neben dem „normalen“ Behindertenfreibetrag die pflegebedingten Aufwendungen zusätzlich im Rahmen des § 33 EStG geltend machen.

Zu berücksichtigen ist, dass zusätzlich zu den vorstehend genannten abzugsfähigen Aufwendungen die Kosten für die Beschäftigung einer Hilfe im Haushalt als haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis (§ 35a Abs. 2 EStG) geltend gemacht werden können. Voraussetzung ist hier lediglich, dass entsprechende Kosten entstehen.

Der pauschale Abzug beträgt bei hilflosen oder schwerbehinderten Personen 924 € im Kalenderjahr (§ 33b Abs. 6 EStG) anstelle der Steuerermäßigung nach § 33 EStG, wenn die Pflege in der Wohnung des Pflegebedürftigen bzw. des Steuerpflichtigen erfolgt und der Steuerpflichtige keine Einnahmen dafür erhält.

II.
Prüfungsschema

Name des Mandanten:
     
Grad der Behinderung:       %

Pflegegrad:      1  Ja
 Nein

Merkzeichen „H“:
    5     4 
3     2 





Merkzeichen „Bl“:
 Ja
 Nein

Behinderten-Pauschbetrag:
      €

erhöhter Behinderten-Pauschbetrag:
 Ja =
3.700 €



 Nein

(ab Veranlagungszeitraum 2021: 7.400 €)
tatsächliche Aufwendungen für die Pflege:
      €

– zumutbare Belastung       % von       € =
      €
abzugsfähiger Betrag:
      €


Der abzugsfähige Betrag ist höher als der erhöhte Behinderten-Pauschbetrag. Auf den Pauschbetrag von 3.700 € (ab Veranlagungszeitraum 2021: 7.400 €) wird daher verzichtet und stattdessen der Abzug nach § 33 EStG beantragt.


Die Voraussetzungen für den erhöhten Behinderten-Pauschbetrag liegen nicht vor. Der Abzug der pflegebedingten Aufwendungen ist daher neben den Freibeträgen des § 33b EStG nach § 33 EStG zu beantragen.

 Die Voraussetzungen für die Berücksichtigung der Kosten für eine Hilfe im Haushalt liegen vor. Die entsprechende Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse nach § 35a Abs. 2 EStG ist geltend zu machen.
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